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Staatskanzlei 
Der Regierungssprecher  

Potsdam, 13.03.2020 

Pressemit te i lung  
 

Corona-Virus: An Kitas und Schulen ab Mittwoch keine Betreuung 
und Unterricht / Späterer Semesterbeginn / Abgestimmtes Vorge-
hen von Bund, Ländern und Kommunen notwendig 
 
In Brandenburg finden zur Eindämmung der Corona-Epidemie ab Mittwoch 
landesweit an Kitas und Schulen vorerst bis zum Ende der Osterferien keine 
reguläre Betreuung und kein regulärer Unterricht statt. Dies ist in der aktuel-
len Beurteilung durch die medizinische Expertise begründet. Für die staatli-
chen Fachhochschulen und Universitäten wird der Beginn der Präsenzveran-
staltungen im Sommersemester auf den 20. April 2020 verlegt. Es wird die 
Absage von nicht notwendigen Veranstaltungen empfohlen. Beim Innenmi-
nisterium wird das Koordinierungszentrum aktiviert. Darauf verständigte sich 
heute die Landesregierung auf einer von Ministerpräsident Dietmar Woidke 
einberufenen Sondersitzung des Brandenburger Kabinetts.  
 
In einer Telefonschaltkonferenz wurde dies heute Mittag mit den Kreisen, kreis-
freien Städten und kommunalen Spitzenverbänden abgestimmt. Ein zusätzliches 
Treffen mit diesen Gremien findet am morgigen Samstag in der Staatskanzlei statt 
(11.00 Uhr Zusammenkunft; 14.00 Uhr Pressekonferenz).  
 
Bei den Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus stehen für die Landesre-
gierung “die Gesundheit der Bevölkerung und die Funktionsfähigkeit des Staa-
tes mit der medizinischen Versorgung sowie den Hilfs- und Sicherheitsdiensten 
im Vordergrund“. Das betonten Ministerpräsident Dietmar Woidke und die stellver-
tretenden Ministerpräsidenten, Innenminister Michael Stübgen und Gesundheitsmi-
nisterin Ursula Nonnemacher, im Anschluss an die Kabinettssitzung. Mit dem Land 
Berlin erfolgt laufend eine enge Abstimmung. Für den 18. März ist eine gemeinsame 
Kabinettssitzung in Potsdam vorgesehen. 
 
In den Kommunen soll eine Notbetreuung für Kinder und Schüler organisiert wer-
den. In Einzelfällen gab es beziehungsweise wird es bereits vor Mittwoch Schlie-
ßungen geben. Dies gilt z. B. für Potsdam aufgrund konkreter Verdachtsfälle.  
 
Bildungsministerin Britta Ernst: „Kinder und Jugendliche gelten als nicht besonders 
gefährdet. Es geht in erster Linie um die Reduzierung sozialer Kontakte. Dazu kön-
nen Schulen und Kitas einen wichtigen Beitrag leisten. Eine Notfallbetreuung für 
Kinder von 0 Jahren bis zur Jahrgangsstufe 6 wird sichergestellt. Die Lehrkräfte 
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werden die Kinder und Jugendlichen direkt oder im Rahmen der bestehenden Netz-
werke digital mit Aufgaben versorgen. Die Abiturprüfungen werden auch in 2020 
abgelegt werden können.“ 
 
Woidke informierte die Mitglieder der Landesregierung über die Ergebnisse der 
gestrigen Gespräche zum Corona-Virus im Rahmen der Ministerpräsidentenkonfe-
renz und beim Treffen mit Bundeskanzlerin Angela Merkel in Berlin. Woidke: „Not-
wendig ist ein abgestimmtes Vorgehen im Bund und auf Landesebene unter 
Berücksichtigung regionaler Besonderheiten. Die gestrige Vereinbarung ist eine 
gute Voraussetzung, um die Ausbreitung des Corona-Virus zumindest zu verlang-
samen. Zugleich meine Bitte an die Brandenburgerinnen und Brandenburger: Geht 
mit Besonnenheit und Vernunft mit der jetzigen Situation um. So bedauerlich dies 
auch sein mag, bedeutet dies den Verzicht auf Veranstaltungen und manche sozi-
alen Kontakte. Aber meine Bitte: Keine Hamsterkäufe, Ruhe bewahren. “ 
 
Die in der Landesregierung abgestimmte und gestern veröffentlichte Anweisung 
des Gesundheitsministeriums an die Kreise und kreisfreien Städte sichert ein ab-
gestimmtes Vorgehen in Brandenburg. Das betrifft zum Beispiel die Begren-
zung von Teilnehmern bei öffentlichen Veranstaltungen auf 1.000 Personen. 
Für bestimmte Personengruppen wurden Betretungsverbote zum Beispiel für 
Krankenhäuser, Pflegeheime und Schulen festgelegt.  
 
Ursula Nonnemacher: „Die von uns verfügten Vorsorgemaßnahmen zielen darauf 
ab, die Verbreitung des Virus zu verlangsamen. Sonst könnte unser Gesund-
heitssystem überfordert werden, was wiederum zum deutlichen Anstieg der Erkran-
kungen führen würde. Vor diesem Hintergrund haben wir uns auch für die Schlie-
ßung von Schulen und Kitas entschieden. Sichergestellt wird aber eine Notbetreu-
ung für Kinder, deren Eltern zur Aufrechterhaltung von medizinischer Versorgung, 
Verwaltung und kritischer Infrastruktur dringend benötigt werden. Jetzt gilt es, dass 
wir uns auf eine Vielzahl von behandlungsbedürftigen Covid-19 Erkrankten vorbe-
reiten. Dazu ist der Einsatzfähigkeit des medizinischen und pflegerischen Perso-
nals, der Priorisierung von Behandlungen und der Bereitstellung von Kapazitäten 
der Intensivtherapie besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Alle Bürgerinnen und 
Bürger sind zur Besonnenheit aufgerufen und zur Vorsorge. Mit den bekannten Hy-
giene-Maßnahmen – regelmäßiges Händewaschen sowie dem Verzicht auf Hän-
deschütteln – kann man dazu beitragen, dass die Verbreitung des Virus einge-
dämmt wird.“ 
 
Michael Stübgen: „Die Pandemie ist eine Prüfung für unsere Gesellschaft. Aber es 
ist eine Prüfung, die wir gemeinsam bestehen werden. Die Bürger können sich da-
rauf verlassen, dass wir als Regierung alle notwendige Schritte unternehmen, um 
Brandenburg sicher durch die nächsten Wochen zu führen. Die Aufrechterhaltung 
der medizinischen Versorgung und die Arbeitsfähigkeit der Sicherheitsbehörden ha-
ben jetzt oberste Priorität. Dabei gilt es konsequent, aber besonnen zu handeln. Die 
Polizei ist in vollem Umfang arbeitsfähig, dafür haben wir schon vor Wochen alle 
Vorkehrungen getroffen. Auch das Koordinierungszentrum im Innenministerium, 
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das sonst bei Großlagen wie Hochwasser oder Waldbränden zum Einsatz kommt, 
steht bereit und alle unseren erfahrenen Experten können sofort zum Einsatz ge-
bracht werden. Für die Sicherheit der Brandenburgerinnen und Brandenburger ist 
gesorgt.“  
 
Brandenburgs Finanzministerin Katrin Lange hatte in der Sondersitzung des Kabi-
netts berichtet, dass im Landeshaushalt Mittel für die Gewährung von Darlehen zur 
Liquiditätssicherung von Unternehmen über das Konsolidierungs- und Standort-
sicherungsprogramm bereitgestellt werden. Diese Mittel sollen die vom Bund ange-
kündigten Liquiditätshilfen für Brandenburgs Wirtschaft ergänzen. Die entspre-
chende Förderrichtlinie werde hierzu kurzfristig mit dem Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Energie angepasst. Darüber hinaus hat das Finanzministerium weitere 
3,4 Millionen Euro für die kurzfristige Beschaffung von Schutzausrüstungen bei-
spielsweise für Brandenburgs Krankenhäuser freigegeben. Damit kann das Ge-
sundheitsministerium diese Gelder über die im Haushalt 2020 eingestellten Mittel 
hinaus ausgeben und so die medizinische Versorgung im Land kurzfristig absi-
chern. 
 
Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Energie richtet nach Auskunft von Wirt-
schaftsminister Jörg Steinbach einen Runden Tisch „Corona“ gemeinsam mit 
den Kammern, Wirtschaftsverbänden, Gewerkschaften und Wirtschaftsförderin-
stitutionen ein, der kommende Woche erstmals tagen soll. Ziel ist, einen Überblick 
über die Auswirkungen der Corona-Krise auf die regionale Wirtschaft zu gewin-
nen. 
 
Eine beim Ministerium neu eingesetzte Arbeitsgruppe kümmert sich um aktuelle 
Problemstellungen, um ergänzend zu den bereits beschlossenen Maßnahmen 
auf Bundesebene Instrumente zur Unterstützung der Unternehmen und Be-
schäftigten auf Landesebene anzupassen und wenn nötig aufzustocken. In der 
Arbeitsgruppe sind auch die Wirtschaftsförderung Brandenburg WFBB, die Inves-
titionsbank des Landes Brandenburg ILB sowie die Bürgschaftsbank des Landes 
und die Tourismus-Marketing Brandenburg GmbH TMB vertreten. Belastungen 
zeichnen sich unter anderem bereits in der Tourismus- und Veranstaltungswirt-
schaft durch die Absagen von Messen und Großveranstaltungen sowie die Stor-
nierung von Reisen ab, aber auch im Kulturbereich durch die Absagen von Ver-
anstaltungen und Schließung von Einrichtungen.  
 
Für die Gewährung von Darlehen zur Liquiditätssicherung von Unternehmen 
stellt das Wirtschaftsministerium weitere Haushaltmittel bereit. So wird das Kon-
solidierungs- und Standortsicherungsprogramm (KoSta) für nahezu alle Branchen 
geöffnet. Bisher sind in der Landesrichtlinie stark betroffene Wirtschaftszweige, 
wie das Gastgewerbe oder der Einzelhandel, ausgeschlossen.  
 
Ratsuchende Unternehmen können sich an die jeweiligen Regionalcenter der 
Wirtschaftsförderung Brandenburg (WFBB) wenden. Die Kontaktdaten sind im In-
ternet abrufbar. 


